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Die Analyse ist Teil eines internationalen Forschungsprojekts, das sich mit dem politischen

Prozeß und den darin involvierten Organisationen im Politikfeld 'Arbeit' in der Zeit von 1983

bis Mitte 1988 beschtIftigt. In der Bundesrepublik Deutschland werden (arbeits-)politische
Streitfragen, beispielsweise die Regulierung von Teilzeitbeschäftigung oder aber die Flexibi/i­

sierung der Arbeitszeit, aufBundesebene in Gesttzen wie dem H Beschäftigungsftirderungsgesetz

1985" kodifiziert. Diese kollektiven Entscheidungen regulieren die industriellen Beziehungen
als Verhältnis von Kapital und Arbeit und greifen - im Bereich des Arbeits- und Sozialrechts ­

in die Ressourcenverteilung zwischen diesen Produklionsfaktoren ein. In modernen Industrie­

gesellschafien wie der Bundesrepublik Deutschland können dl'e an diesen Entscheidungen
interessierten und involvierten Akteure als korporative Akteure wie Interessengruppen, poli­

tische Parteien, -Ministerien oder Bundesbehörden konzipiert werden, deren GeschtIftsführer,

Vorstandsmitglieder oder Sprecher im Sinne ihrer jeweiligen Organisation handeln. Über ihre

gemeinsamen Interessen konstituieren diese Organisationen ein soziales System und die ihnen
zur Verfügung stehenden Ressourcen ermöglichen die Beeinflussung einer anstehenden kol­

lektiven Entscheidung. Vermutlich besteht in den meisten Fällen eine Diskrepanz zwischen
Interessenausrichtung und Ressourcenausstatlung. In einem solchen Fall wird ein Akteur

versuchen, interessenspezifisch weniger benötigte gegen geeignete Kontrolle zu tauschen.

Als die christlich-liberalen Koalitionspartner im März 1983 ihre Koalitionsvereinba­
rungen verabschiedeten, wurde der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung im
Rahmen der Haushalts- und Arbeitsmarktpolitik beauftragt, einen Gesetzentwurf zur
Flexibilisierung des Arbeitsmarktes bei gleichzeitiger Entlastung des Haushaltes vor­
zubereiten. Die finanziellen Entlastungen sollten insbesondere durch Einsparungen
bei den Personalausgaben im öffentlichen Dienst und der Bundesanstalt für Arbeit
erzielt und dem Kabinett noch in der ersten Hälfte der 10. Legislaturperiode vorgelegt
werden (CDU-Dokumentation 12/1983: 2). Für die von der Bundesregierung ange­
strebte Schaffung von zusätzlichen Beschäftigungsmöglichkeiten mußten im Rahmen
des Beschäftigungsförderungsgesetzes 1985 Änderungen im Arbeits- und Sozialrecht
durchgeführt werden (Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 1984: 4-81). Mit
dem Beschäftigungsförderungsgesetz 1985 wurden nehen dem Haushaltsbegleitgesetz
1984 die wohl einschneidendsten Änderungen im Arbeits- und Sozialrecht vorgenom­
men, die eine neue ArbeitsmarktpoHtik der Regierung Kohl verdeutlichen sollten
(Kömg 1992a: 12, 169). Im Gegensatz zum Haushaltsbegleitgesetz 1984 sollte ausdrück­
lieh für diesen Entwurf ein Konsens aller beteiligter Gruppen erzielt werden (CDU­
Dokumentation 12/1983: 3). Im Verlauf der Gespräche wurden jedoch Forderungen
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der Rentenversicherer und Krankenkassenverbände laut, die Walge einer Ausweitung
der Teilzeitbeschäftigung Nachteile für die Rentenkonsolidierung bzw. die Finanzie­
rung des Gesundheitswesens befürchteten. Die Kritik derGewerkschaflen richtete sich
vor allem gegen eine Einschränkung von Arbeitnehmerschutzrechten im Bereich des
Kündigungsschutzes von befristeten Arbeitsverträgen.. während die Arbeitgeber die
neuen Vorschriften über die Zulassung befristeter Arbeitsverträge und die Ausweitung
der Teilzeitbeschäftigung fast durchweg begrüßten. Allerdings hielten die zur Stel­
lungnahme aufgeforderten Arbeilgebervertreter es nicht für angebracht, bestimmte
Arbeitnehmergruppen.. wie zum Beispiel Frauen oder Schwerbehinderte, aus diesen
Regelungen auszusclilieBen. Dies rief die Benachteiligtenverbände auf den Plan, die
_ im Falle einer Einbeziehung dieser Arbeitnehmergruppen - die Mobilisierung ihrer
Mitglieder und, nach Absprache mit Kirchen- und Wohliahrtsverbandsvertretern. auch
deren Widerstand androhten (Sekretariat des Ausschusses Arbeit und Soz.ialordnung.
Beigabe 1-28). Ähnliche medienträchtige Aktionen konnten im Verlauf der Verabschie­
dung der Gesundheitsreform, der Steuerreform, aber auch einzelner Gesetzesinitiati­
ven wie zum Beispiel der Beratung des Paragraph 116 (Neutralität der Bundesanstalt
für Arbeit) beobachtet werden.
Die Vorfalle verdeutlichen einige Grundzüge und Probleme politischer Willensbildung
und deren parlamentarischer Umsetzung:

(arbeits-)politische Streitfragen, wie beispielsweise die Regulierung von Teilzeitbe­
schäftigung oder aber die Flexibilisierung der Arbeitszeit, werden auf Bundesebene
in Gesetzen wie dem ..Beschäftigungsförderungsgesetz 1985" verhandeltl;
parlamentarische Mehrheiten, zu denen im Falle der Bundesrepublik im Untersu­
chungszeitraum von 1983 bis Mitte 1988 (10. und 11. legislaturperiode) auch noch
ein Übergewicht der KoaJitionspartner im Bundesrat hinzukam, werden auch von
der Mehrheitspartei bzw. den Mehrheitsparteien selbst als nicht ausreichend be­
trachtet, konsensfahige Reformen oder Gesetze zu verabschieden bzw. zu imple­

mentieren;
_ es existieren einflußreiche Organisationen, die sich im Verlauf des Gesetzgebungs­

prozesses zu Wort melden;
diese Organisationen werden zur Konsensbildung bei der Formulierung der Geset­
zestexte auch im Rahmen Öffentlicher Anhörungen während des Gesetzgebungs­
verfahrens herangezogen (Schüttemeyer 1989: 1159);

_ Interessen an politischen Streitfragen werden an bestimmten Ereignissen wie zum
Beispiel der Einbringung oder der Beratung einer Gesetzesinitiative deutlich (Pappi

1990: 157);
Informationen über anstehende Entscheidungen besitzen für die beteiligten Orga­
nisationen einen hohen Stellenwert (Aldrich/PfeHer 1976: 79-105);
die Aktivierung politischer Mitstreiter erfolgt über eigene Kommunikationsnetz­

werke (Laumann/Knoke 1987: 4);
die Mobilisierung von Ressourcen zielt auf die Beeinflussung der politischen Ent­
scheidungsträger ab (König 1992b: 1).

Aus diesen Beobachtungen kann gefolgert werden, daß "staatliche Politik" das Produkt
komplexer Interaktionen zwischen Regierung. Parlament und Interessengruppen ist,
die sich um die Beeinflussung kollektiv bindender Entscheidungen bemühen (Lau-

mannjKnoke 1987: 5). Motivation für das Verhalten der Organisationen ist die An­
nahme, daß die kollektiven Entscheidungen Konsequenzen für ihre Interessen haben.

I. Das Politik/eid 'Arbeit' in der Bundesrepub/ik Deutschland: Poli/ik/eld-Nttu,
relevante Aktturt und 12r~itspolitische Ereignisse

In den vergangenenJahren konnten sich verschiedene soziologische und politologische
Ansätze bei der Analyse staatlicher Politildormulierung profilieren. Obwohl ihre For·
schungsstrategien entweder eher theoretisch (zum Beispiel bei AlIordjFriedland 1985
oder bei PouLantzas 1978) oder historisch (beispielsweise bei Amenta/Skocpoll9B6:
131-157 oder bei Thomas/Meyer 1984; 461-4(82), seltener empirisch ausgerichtet (wie
bei Useem 1983) waren, lag den meisten Untersuchungen ein gemeinsames Erkennt­
nisinteresse zugrunde: Formale staatliche Vorgänge und Vorgehensweisen führen sie
auf Strukturen und Prozesse z.urück. die ihren Ursprung im gesellschaItlichen Bereich
haben. Dies sind zum Beispiel Klassen, Eliten, Parteien, Interessengruppen und Bü­
rokratien, aber auch die "Öffentliche Meinung". Dabei wird unterstellt, daß diese
gesellschaItlichen Determinanten die parlamentarische Kontrolle einer kollektiven Ent­
scheidung unterlaufen, indem sie Einfluß auf legislative und juristische Entscheidun­
gen, sowie auf administrative Vorgänge bei der Politikplanung und -implementation
ausüben. lnstrumentalistische Erklärungsansätte vermuten in diesem Zusammenhang
eine kapitalistische Interessendominanz, die zu ökonomischen Klassengegensätzen
führt, während Strukturalisten dem Staat durch die Einbindung von Gewerkschaften,
Arbeitgebern und anderen Interessengruppenvertretern eine größere Autonomie zu·
sprechen (zum Beispiel bei GoldjLojWright 1975 oder bei Miliband 1969 sowie bei
OffejRonde 1975 auf der instrumentalistischen Seile und beispielsweise in jüngster
Zeit auf der strukturalistischen Seite bei Walker 1983 und bei Schlozmanjlierney
1986).
Ein weiterer Aspekt ergibt sich aus den Ansätzen, die staatliche Politik auf Eliten
zurückführen, deren Interessen eher organisationsbedingt als klassenorientiert verfolgt
werden (vgl. hierzu FieldjHigley 1980 oder Burton/Higley 1984 oder Knoke 1981:
275-332). Mit der in der Elileforschung angestrebten Generalisierung von politischen
Machtstrukturen werden jedoch eher Optionen und Probleme der Durchsetzungsfä­
higkeil einer bestimmten Gruppe in einem politischen System bestimmt; wenige em­
pirische Untersuchungen gehen der Frage nach, inwieweit Elitestrukturen konkrete
AUSWirkungen auf den Ausgang politischer Entscheidungen haben (als Ausnahmen
können insbesondere die Forschungsarbeiten über Gemeindeeliten von LaumannjPap­
pi 1976, Galaskiewicz 1979 und PappijKappelhoff 1984 aufgeführt werden). Im Ge­
gensatz zum generalisierenden Anspruch der Eliteforschung steht im Mittelpunkt der
Policy-Forschung. die sich in ihrem Kern mit den durch kollektive Entscheidungen
festgelegten Politikprogrammen beschäftigt und sowohl Fragen nach deren Genese,
deren Konkretisierung im Willensbildungs- und Entscheidungsfindungsprozeß als
auch deren Implementierung nachgeht, die Erklärung der Entscheidungsmechanismen
einer bestimmten Policy aano 1983: 26). Zu diesem Zweck bedienen sich Policy-Forscher
der Fallstudienmethode, und es werden Aussagen über das Zustandekommen eines
bestimmten Gesetzes gemacht. Einstellungen und Konstellationen werden aufgezeigt,
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um fallbezogene Kriterien für den Entsc:heidungsausgang bestimmen zu können. Ver·
nachlässigt werden nicht nur unter dem Aspekt der Fallstudie Handlungs- und Ent­
scheidungsmodelle. die abstrakt die Fülle von Informationen und Materialien.. die
Zusammenhänge des Willens- und Entscheidungsfindungsprozesses erklären bzw.
verallgemeinern lassen.
Der Versuch einer Verbindung des Ansatzes multipler Eliten und der Policy-Analyse
zur Erklärung des arbeitspolitischen Entscheidungsprozesses als ein Resultat von
komplexen Interaktionen sowohl staatlicher als auch privater Organisationen soll in
der folgenden Untersuchung unternommen werden2. Die Vorteile einer Kombination
dieser Forschungsrichtungen werden einerseits in der Anwendbarkeit genereller
Machtstrukturen auf ein einzelnes Politikprogramm. andererseits in der Möglichkeit
von Aussagen über die Modalitäten der Entscheidungsfindung.. di~ über das Zustan­
dekommen einer einzelnen Poliey hinausgehen. gesehen. Dabei wird in Anlehnung
an die Policy-Forschung davon ausg~gangen.daß politische Progran1me. wie etwa das
Beschäftigungsförderungsgesetz 1985. in Politikbereiche eingebettet sind. die sich in­
folge staatlicher und gesellschaftlicher Aufgabenbewältigung in den vergangenenJahr­
zehnten herausgebildet haben (Windhoff-H~ritier1987: 21). Die Segmentierung nach
Politikfeldern stellt mögliche Effekte sowohl von teilweise eigenen Verfahrensregeln
bei der Problemformulierung und -verarbeitung als auch von bereichspezifischen
Akteurkonstellationen in Rechnung.. die maßgeblich von dem Charakter der zustän­
digen Institution verursacht sein können (Katzenstein 1987: 35). Der Gegensatz zur
fallbezogenen Poliey-Forschung kann mit der unterschiedlichen Konzeption eines ?o­
Iiey-Netzwerks und den daraus resultierenden Implikationen für die Selektion von
relevanten Akteuren und Themen veranschaulicht werden. In der Poliey-Forschung
hat sich weitestgehend Heclos Komplementärbegriff des Issue-Netzes durchgesetzt.
der das Zusammenwirken der verschiedenen exekutiven. legislativen und gesellschaft­
lichen Institutionen und Gruppen bei der Entstehung und Durchführung einer be­
stimmten Policy umschreibt (Hedo 1978: 102f,j. Danach reduziert sich das Netzwerk
auf ad hoc Beziehungen der Akteure bei einer Policy. (Netzwerk-)Posilionen der Ak­
teure als Resultat von Kooperationen. Koalitionen oder Konfrontationen über mehrere
Policies oder einen längeren Zeitraum bleiben nach dieser Netzwerk-Definition unbe­
rücksichtigt. Dahingegen liegt ein Schwerpunkt der Studie des PoJitikIelds •Arbeit'
auf der Herausarbeitung der allgemeinen Interaktionsmerkmale der relevanten Ak­
teure in einem Politikleid über mehrere Ereignisse hinweg. Zu diesem Zweck wurde
in Anlehnung an Knoke/Laumann das Politikfeld •Arbeit' zunächst inhaltlich als
Menge der sich mit arbeitspolitischen Streitfragen befassenden Akteure definiert (Kno­
ke/Laumann 1982: 256). Für die inhaltliche Abgrenzung des Politikfelds wurden in
erster Annäherung alle relevanten Themen erfaßt, die im Untersuchungszeitraum von
1983 bis Mitte 1988 auf der bundespolitischen Tagesordnung sowohl im Bereich des
individuellen (Arbeitsvertragsrecht. Technischer Arbeitsschutz) als auch des kollekti­
ven Arbeitsrechts (Tarifvertragsrecht, Betriebsverfassungsrecht. Unternehmensmitbe­
stimmung) standen. Darüber hinaus wurden aber auch Fragen aus dem sozialpoliti­
schen Bereich aufgenommen, soweit sie das Verhältnis von Kapital und Arbeit regelten
(zum Beispiel im Bereich Schutz besonderer f\!orsonengruppen, Arbeitslosengeldrege­
lungen etc.). Im Vordergrund steht die Analyse staatlichen Handeins auf Bundesebene;
einzelne Tarifvereinbarungen sind damit ausgeschlossen.

Die wichtigsten konzeptionellen Fragen betrafen dann die konkrete Auswahl der re­
levanten arbeitspolitischen Themen und Akteure, die anschließend in einer empiri­
schen Erhebung von den Befragten im Sinne einer auch für sie gültigen Systemab­
grenzung zu beurteilen waren (König 1992a: 79-134). Zu diesem Zweck wurden die
wesentlichen, möglicherweise kontroversen Inhalte der wichtigsten Ereignisarten im
Untersuchungszeitraum von 1983 bis Mitte 1988 verschlüsselt). Bei der konkreten
AuswahJ war ein Kriterium das wiederholte Auftreten eines Themas, die durch Kennt­
nis des Politikfelds ergänzt wurde. Danach bestand die nächste Aufgabe in der Auswahl
der wichtigsten Politikfeldakteure. die als Menge der sich mit arbeits- und sozialpo­
litischen Themen befassenden korporativen Akteure abzugrenzen waren (Pappi 1990:
166). Das Selektionskriterium war zunächst die Verwicklung eines Akteurs in kontro­
vers diskutierte, relevante Ereignisse, die seinen Bezug zum PoHtikfeld •Arbeit' her­
stellen. Im Einzelnen wurden folgende Kriterien herangezogen:
1. Verantwortlichkeit für das Politikfeld in der Regierung oder im Parlament;
2. Teilnahme der Organisationen an Öffentlichen Anhörungen der Ausschüsse bzw.

Sitzungen der Ministerien im Verlauf der Vorbereitung eines arbeitspolitischen Ge.
setzentwurfs.

Dieses Polky-Akteur-System schließt die Beziehungen der Akteure in einzelnen Policy­
oder Politikfeld-Netzen untereinander, die Bezüge zwischen den Ereignissen und die
Verbindung der Akteure zu den Ereignissen über einen längeren Zeitraum ein.
Von Oktober 1988 bis einschJießlich Februar 1989 wurden insgesamt 126 der 127
identiflzierten korporativen Akteure interviewt. Befragt wurde eine aus der Doku­
mentenanalyse erkennbare Person, typischerweise ein Abteilungsleiter oder Direktor,
der seine Organisation in arbeits- und sozialrechtlichen Fragen vertrat. Ein Frage­
schwerpunkt zielte auf die Interdependenzen, die sich aus den lnteresseprofilen der
Akteure über die arbeitspolitischen Teilbereiche. Streitfragen und Ereignisse ableiten
lassen, ab. Ein weiterer Schwerpunkt lag In den Netzwerkbeziehungen der Organisa­
tionen aus dem Bereich der Informationsweitergabe (vgl. hierzu PappijKnoke/Bisson
1992). Organisationen treten generell in Kommunikation zum Austausch von Infor­
mationen, die zum Beispiel der Früherkennung politischer Alternativen dienen können.
Neben diesem eher allgemeineren lnIormationsfluß setzt die Koordination von Hand­
lungen, die auf die Beeinflussung von politischen Ereignissen abzielen, eine gezielte
Kommunikation voraus: .Communication exchange is an essential precondition to lhe
solution of local issues" (laumann/MarsdenjGalaskiewkz 1977: 597). Die Kenntnis
der Positionen der Entscheidungsträger, der fachlich zuständigen staatlichen Stellen
und vertrauensvoller Partner, aber auch das rechtzeitige Wissen über die Positionen
und Aktionen eventueller Gegenspieler sind wichtige Voraussetzungen für eine er­
folgversprechende Strategie, mit deren Hilfe politische Entscheidungen beeinflußt
werden können. Die Positionen im InIormationsnetzwerk können daher einen ersten
Einblick in die Handlungspotentiale der verschiedenen Organisationen geben.
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Il. Ein Mllrktmodell des Zugangs zu den Entschtidlln8striigun

1. Die Konzeption des kollektiven Entscheidungsprozesses

hänge des WiUensbildungs- und Entscheidungsprozesses nachvollziehen lassen bzw.
die Fülle von Informationen und Materialien dieser Prozesse zu prospektiven Aussagen
zu verarbeiten helfen.

2. Modelle kollektiver Entscheidungsfindung in Politikfeldern

WeitgefaBte Politikbereiche wie das Politikfeld 'Arbeit' zeichnen sich durch eine Viel·
zahl von Akteuren und gleichzeitige Behandlung von mehreren l1\emen aus. Mit der
Konzeption eines Staates, der seinerseits in einzelne Organisationen mit teilweise
eigenen Interessen zerfällt, wird die Komplexität der Entscheidungsmechanismen zu­
sätzlich verstärkt. Daher können zur Erklärung der arbeitspolitischen Entscheidungs­
prozesse spieltheoretische Anwendungen, die in der Regel wenige Akteure und The­
men umfassen, aus der Betrachtung ausgeschlossen werden. Für diesen Zweck haben
sich in der Vergangenheit Markt- oder Tauschmodelle als geeigneter erwiesen (Pappi
1990: 157).
Ausgangspunkt für die folgende Analyse des Entscheidungsprozesses bzw. der Pro­
gnose des Ausgangs kollektiver Entscheidung ist eine Erweiterung des von Coleman
entworfenen Marktmodells, das formal die Ressourcentau.schbeziehungen beispiels­
weise amerikanischer Parlamentsabgeorrlneter anband ihrer Interesse- und Ressour­
cenverflechtungen erklärt (Coleman 1972,. Coleman 1973, Coleman 1986, Coleman
1990). 1m Diagramm:

Das Coleman-Modell, dessen Elemente und Annahmen im nächsten Abschnitt aus­
führlicher besprochen werden, wurde in der Vergangenheit von Kappelhoff 1979,
Pappi/KappelhoffI984. und von Kappelhoffl988lür die Prognose politischen Tauschs
in Gemeindeeliten erfolgreich angewandt. Eine Erweiterung.. die explizit die Einbin­
dung privater Organisationen in ein Politikfeid vorsah. wurde von Laumann/Knokel
Kim für den Vergleich der Entscheidungsprozesse in den amerikanischen PolItikfeldern
..Gesundheit" und .. Energie" mit dem ..Resource-Mobilization.Model" (RMS) und dem
..Resource-Deployment-Model" (RDS) vorgenommen. Beide Modelle gehen davon aus,
daß Akteure in einem Politikfeld effektive Ressourcen besitzen.. die den Ausgang von
Entscheidungen beeinflussen und die Interessen auch der anderen Systemakteure
berühren. Weiterhin wird angenommen, daß sich diese Machtpotentiale auf eine große
Anzahl von Akteuren verteilen und eine Allokation von Kontrollressourcen zur effek­
tiven Entscheidungsbeeinflussung erfolgen muß. Im RDS wird unterstellt. daß sich
dieser KontrollressourcenlluB unter anderem über das Senden wichtiger politischer
Informationen vollzieht. Danach besagt das Modelt daB Im GleichgeWicht dcr Res·
sourcenlIuB von Akteur j zu Akteur k von der Effektivität von Akteur k auf ein Ereignis
i und dem Interesse von Akteur j an dem Ereignis i im Verhältnis zu ihrem relativen
Einfluß abhängig ist. Die Bedingungen. die zu einem Tausch von Kontrolle führen.
entsprechen den Annahmen des Coleman-Modells (Laumann/Knoke/Kim 1987: 369­
3n). Die Akteure k werden zur Interessenrealisierung der Akteure j von diesen bei-

Bei der Regelung der arbeitspolitischen Fragen. die auch heute den Kembereich der
Sozialstruktur von demokratischen Industriegesellschalten bestimmen. nimmt der m0­

deme Sozialstaat eine entscheidende RoUe ein (MüUer-Jentsch 1986: 230). Innerhalb
des Policy-Prozesses tritt in der Bundesrepublik staatliches Handeln in Form von
Gesetzesinitiativen. Verordnungen oder Gerichtsentscheidungen mit einzelnen Politik·
ereignissen (zum Beispiel Hearings, Abstimmungen im Parlament ete.) auf, die poti­
tische Streitfragen thematisieren können. Für die Untersuchung wurden Politikereig.
nisse als zeitlich determinierte Entscheidungspunkte in einem kollektiven Entschei­
dungsfindungsprozeß definiert. Konkret impliziert ein Ereignis die Verwicklung eines
korporativen Akteurs, der an einer für das Politikfeld 'Arbeit' relevanten Entscheidung
teilnimmt (Laumann/Knoke 1987: 107).
Kollektiv bindende Entscheidungen werden formal auf einem von der Verfassung oder
einem Gesetz vorgesehenen Verfahrensweg hergestellt, in dessen Verlauf politische
Institutionen und Institutionengefüge für die Setzung der Rahmenbedingungen dieses
Entscheidungsprozesses verantwortlich zeichnen. Ein typisches Ereignis ist zum Bei­
spiel die Entscheidung zu einem Gesetzesvorschlag. die in einer Ausschußsitzung bei
dem entsprechenden Tagesordnungspunkt gefäJll wird. Eine Ereignissequenz leitet
sich aus einem gesetzlich oder geschäftsordnungsmäBig vorgeschriebenen Ablauf von
Ereignissen her. In der Regel beginnt sie mit der Einbringung eines Gesetzentwurfs
und wird fortgesetzt mit der ersten. zweiten und drillen Lesung im Bundestag. Ergänzt
wird eine Ereignis5equenz häufig durch Besprechungen des Gesetzentwurfs in Aus­
schußsitzungen bzw. nach der Verkündung des Gesetzes durch die inhaltliche Jmple­
mentation per Verordnung.
Neben den staatlichen Organisationen wie Ministerien. Fraktionen oder Länderver­
tretungen werden in der Bundesrepublik intermediäre Organisationen im Rahmen
Öffentlicher Anhörung an der parlamentarischen Problemdiskussion und -formulie­
rung beteiligt. Von der 6. Wahlperiode (1969-19n) bis zur 10. Wahlperiode hat sich
die Anzahl der von den FachausschÜ5Sen des Deutschen Bundestages dun::hgeführten
Öffentlichen Anhörungen mehr als verdoppelt. Besonders der Ausschuß für Arbeit
und Sozialordnung hat zu dieser Entwicklung beigetragen (Schindler 1984: 603-616
und Schindler 1988: 586f.).
Im Mittelpunkt der folgenden Analyse steht die Frage, ob die Einflußvecsuche privater
Organisationen auf staatliche Entscheidungsträger während der einzelnen Policy-Pha­
sen ausgemacht und formal nachvollzogen werden können. Zudem sollen unter Be­
rücksichtigung von Entscheidungs- und Verfahrensregeln Verhaltensannahmen über­
prüft werden. die Aufschluß über die staatlich-privaten Interaktionsformen geben
können, als deren Ergebnis eine kollektive Entscheidung wie das BeschäfHgungsför­
derungsgesetz die deutsche Arbeitspolitik bestimmt.
Die Darstellung policy-bezogener Einstellungen und Konstellationen der am Beschä.f­
tigungsförderungsgesetz 1985 beteiligten Akteure und die Voraussage des Enlschei·
dungsausgangs sind daher nur ein Schwerpunkt der folgenden Analyse. Darüber
hinaus sollen formale Kriterien herangezogen werden. die abstrakt die Zusammen-

interessiert
Akteur j ----------) Ereignis I
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----------) Akteur j
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spielsweise durch das Senden von Informationen oder Ressourcen .. instrumentalisiert'"
(König 1992c: 249).
Im RMS ergibt sich die Abhängigkeit der Akteure k von den Akteuren j durch die
Mobilisierung der Ressourcen von k durch j. Weil k Ressourcen besitzt, die für die
Interessen von j bedeutsam sind. mobilisiert j diese Ressourcen. Zur Berechnung der
empirischen Abhängigkeiten der Akteure im Gleichgewicht greifen laumann/Kno­
ke/Kim neben der lnlormationsfrage auf Netzwerke wie ... giving 5ubstantial funds as
paymen! for services cr goods" oder N permiUing ether organizations 10 use i15 staff
and lacilities" zurück. Die Verwendung mehrerer und inhaltlich unterschiedlicher
Netzwerke reduziert allerdings die Aussagehaft eines im Gleichgewicht befindlichen
Verhältnisses von Akteur j und Akteur k4. Es stellt sich die Frage. welche Art von
Kontrollressourcen gehandelt und getauscht werden bzw. welche Bedeutung Kontrolle
zukommt. Auch die Bestätigung der zentralen Annahme eines aus den Preisen und
der Macht abgeleiteten Tauschs von Kontrollressoun::en kann in beiden Modellen nicht
überzeugend herausgearbeitet werden (StokmanjVan den 80s 1992: 1"1.1.)5. Eine kon­
zeptionelle Kritik bezieht sich auf die Vernachlässigung jeglicher parlamentarischer
und institutioneller Rahmenbedingungen (König 1992c: 248-252). Zudem wird der
Ausgang der Entscheidungen nur unter dem Aspekt der Verabschiedung bzw. Ableh­
nung einer Gesetzesinitiative analysiert. Das Aushandeln von Kompromissen. die sich
vermutlich in Gesetzestexten wiederfmden. fallen bei dieser Vorgehensweise aus der
Betrachtung'.
Obwohl LaumannjKnokejKim beispielsweise mit der Einbettung von Ereignissen
und Akteuren in ein Politikfeld konzeptionelle Fortschritte bei der modellorientierten
Prognose des Ausgangs kollektiver Entscheidungen leisten konnten. zeigen die ge­
nannten inhaltlichen Einbußen die Notwendigkeit von Modifikationen auf. Eine erste
konzeptionelle Änderung bezieht sich auf die Kriterien zur Unterscheidung von pri­
vaten und staatliche Akteuren: staatliche Akteure besitzen von der Verfassung oder
von gesetzlichen Verfahtensregeln definierte Entscheidungsgewalt über kollektive Ent­
scheidungen, die im folgenden als formale Kontrollressourcen oder"vOling power"
an einer kollektiven Entscheidung bezeichnet werden. Nach dieser Definition sind im
Gesetzgebungsprozeß der Bundesrepublik die Bundesregierung. die fraktionen des
Bundestages und die ländervertretungen staatliche Akteure, die formale. voting po­
we~ in den unterschiedlichen Stadien des kollektiven Entscheidungsprozesses besit­
zen (König 1992a: 152f.). Eine weitere Spezifizierung der staatlichen Akteure kann mit
dem Begriff .Agenten" vorgenommen werden. Dieser bezieht sich auf diejenigen
staatlichen Akteure, die in der jeweiligen Phase des kollektiven Enlscheidungsprozes­
ses"voting power· ausüben. Zum Beispiel sind dies in der zweiten und dritten Lesung
des Gesetzgebungsverfahrens die Fraktionen des Bundestages oder, wie im folgenden
Abschnitt, die Mitglieder des federführenden Ausschusses für Arbeit und Sozialord­
nung während der Ausschußberatung des Beschäftigungsförderungsgesetzes.•Voting
powe~ oder formale Kontrollressourcen sind danach keine als Ressourcen definierte
Fbsilionen oder Beziehungen in einem Netzwerk. Vielmehr handelt es sich um formale
Entscheidungs- oder Machtpositionen, die sich aus den politischen Mehrheitsverhält­
nissen ableiten lassen7. Die Möglichkeiten privater Akteure sind dann auf ihre Bezie­
hungen zu staatlichen Entscheidungsträgern begrenzt. Netzwerkpositionen in einem

Politikfeld erklären sich nach dieser Auffassung auch als eine Folge institutioneller
Bedingungen und Verfahtensrege1n innerhalb eines politischen Systems.

3. Die Grundelemente des Marktmodells: Interesse an Themen und Kontrolle
durch den Zugang zu Entsc.heidungsträgern

Die Anwendung eines Markt- oder Tauschmodells auf der konkreten Ebene einer
kollektiven Entscheidung wie dem Beschäftigungsförderungsgesetz 1985 impliZiert
Aussagen über Angebot und Nachfrage nach Gütern für Regelungen, die im Rahmen
der Entscheidungen gehandelt werden. Ausgangspunkt für die Darstellung des Zu­
standekommens der zentralen Regelungen der von der Bundesregierung eingebrachten
Gesetzesinitiative sind an diesen Regelungen interessierte und mit Kontrollressourcen
ausgestattete Akteure. Ober ihre Interessen am Beschäftigungsförderungsgeset% kon­
stituieren die Akteure ein soziales System und die ihnen zur Verfügung stehenden
Ressourcen ermöglichen die Beeinflussung der anstehenden Entscheidung. Vermutlich
besteht in den meisten FaI.len eine Diskrepanz zwischen Interes.senausrichtung und
Ressourcenausstattung. In einem solchen Fall wird ein Akteur versuchen. interesse­
spezifisch weniger benötigte gegen geeignete Kontrolle zu tauschen.
Inhaltlich wollten die neuen Regierungspartner CDUjC5U und FDP mit der Initiative
ihr arbeitspolitisches Konzept der 80er Jahre verdeutlichen (KHmer 1991: 815). Insge­
samt umfaBte das Regierungsvorhaben die Änderung von 33 Artikeln und Paragra­
phen. Die ausführliche Dokumentation der Deutschen Bundestagsverwaltung ermög­
lichte, dem Beschäftigungsförderungsgesetz 1985 von seiner Entstehung als Referen­
tenentwurf bis hin zu seiner Verkündung als Gesetz zu "folgenM (Deutscher Bundestag
1985: G33). Modifikationen konnten lediglich im Rahmen der Beratungen des feder­
führenden Ausschusses Arbeit und Soziales per Dokumentenanalyse ausgemacht wer­
den. Um diese Veränderungen vorzunehmen. wurden vom Ausschuß 15 Sitzungen
und eine öffentliche Anhörung durchgeführt. Insgesamt nahmen. inklusive dem Mi­
nister für Arbeit und Soziales als Vertreter der Regierungsposition, 38 korporative
Akteure an der Beratung des Entwurfs teil.
Im Rahmen der Öffentlichen Anhörung gaben die eingeladenen Organisa Iionen schrift­
liche Stellungnahmen zu dem Entwurf ab. Die Vereinigungsmenge der in diesen Stel.
lungnahmen aufgeführten Punkte reduzierte das umfangreiche Gesetzesvorhaben auf
18 wichtige Streitfragen. Die Vorteile einer solchen Vorgehensweise können in

der Erhebung von Präferenzen zum Zeitpunkt der anstehenden Entscheidung;
der Reduktion komplexer Gesetzesinitiativen aus der Sichtweise der relevanten
Politikfeldakteure gesehen werden.

Die schriftlichen Fbsitionen der Organisationen wurden zunächst als Interessen eines
Akteurs am Beschäftigungsförderungsgesetz 1985 verschlüsselt. Formal werden sie
als Angaben in der Interessenmatrix X behandelt, die zeilenweise als das Gesamtin­
teresse eines Akteurs j an allen Streitfragen i als eine feste Summe von i auf eins
standardisiert werden.

(1) ~ Xji • 1.0
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und

4. Macht und Preise, Nachfrage und Angebot

über politische Streitfragen von Kommunikationsbeziehungen der Entscheidungsträ.
ger mit privaten Akteuren. Im Diagramm:

(3) C - RA mit Cil - r. Ra. Akj,

Zugang
----------) Akteur j

Akj

(4) Z - XC oder Zjj' - r. XJi ClJ'
I

Oie wie X und C reihenstochastische Matrix Z bezieht sich auf den Anteil der von
den Spaltenakteuren kontrollierten Interessen und zeigt die Abhängigkeit der Zeilen­
von den Spaltenakteuren an. Die Hauptdiagonale von Z gibt an. wieviel Kontrolle ein
Akteur über sich selbst besitzt. Macht ist danach eine System- oder Makrokomponente
und resultiert aus der relativen lnteressenverElechrung eines Akteurs mit allen anderen
Systemakteuren, die Interesse an den Streitfragen haben und Kontrollressourcen über
diese besitzen. Diese Definition von Macht als direkte Abhängigkeit ist vergleichbar

Nach Coleman bedeutet Macht die Verfügbarkeit verwertbarer geWichteter Kontroll­
ressourcen und resultiert aus den Abhängigkeitsbeziehungen der Akteure unterein­
ander. Abhängigkeit ist definiert als das Interesse eines Akteurs an einem Thema.. das
von anderen Akteuren kontrolliert wird, Diese InteressenverElechtung kann direkt aus
den zwei Grundelementen X und C mit der Matrix Z gewonnen werden:

(2) I C,· I .•
j

Zur Berechnung des Kontrollanteils eines interessierten Akteurs wurde die formale
Machtpooition eines AusschuB-Agenten herangezogen, Oie zu verteilenden KontroU­
anteile eines Agenten entsprechen seinem Stimmenverhältnis im Ausschuß, die über
alle genannten Akteure verteilt werden. Inhaltlich werden politische Agenten auf diese
Weise von den Akteuren ..instrumentalisiert".

Danach setzt sich die Kontrolle der interessierten Akteure j über die Themen i
erstens aus den formalen Machtanteilen. die einem Agenten k über eine Streilfrage
i verfassungs- oder verfahrensmäBig zukommen und
zweitens aus den Beziehungen beim Empfangen von Informationen der Akteure j
dUl'Ch die Agenten k oder dem Zugang von Akteur j zu Agent k zusammen.

Mit dem vollständigen Zugang der Akteure zu den Agenten (rj ak - 1.0) und der
GesamtkontroUe der Themen durch die Agenten (r.k fl - 1.0) kann der Kontrollanteil
über Streitfrage i eines interessierten Akteurs j aus seinem Zugang zu den Entschei­
dungst:rägern berechnet werden. Die Übertragung der Kontrollanteile über ein Thema
i auf Akteur j wird durch die Kompetenzeinschätzung des Agenten k bestimmt

Interesse Abstimmumg
Akteur j ----------) Thema i ----------) Agent k

Xjl Rür.(2) I C,· I .•
j

Die Konuollverleilung entspricht dem formalen Gesamteinfluß der Akteure auf die
einzelnen Streitfragen. ohne jedoch die Interessen und den Gesamtzusamnmhang
der Streitfragen bei der Entscheidung zu berücksichtigen. Konstitutionell reduziert
sich dieses Mai auf die politischen Agenten mit ..valing power"'. In dieser Phlse des
CeselZgebungsprozesses sind die Mitglieder des Ausschusses für Arbeit und ~ziales

Agenten. die entsprechend den Parteien im Parlament fraktioniert sind; ihr.~en­
verhältnis entspricht in etwa dem im Parlament. über das StimmenverhältDis von
insgesamt 35 Stimmen im Ausschuß rur Arbeit und Soz.ialordnung ergibt sie. in der
10. Wahlperiode ein an den Fraktionen ausgerichteter formaler Kontrollressourcenan­
teil der CDUjCSU-Ausschußmitglieder (CDU-AuS) von 17j35, derSPD-AuS VOll 14j35
und sowohl der FOP-AuS als auch der GRU-AuS von jeweils 2j35. Nach dieser AW­
teilung würden die auch im AusschuB vorherrschenden festen Mehrheitsverhiltnisse
von CDUjCSU und FDP eine schnelle Entscheidung der Agenten ohne Auseinander­
setzung in Sitzungen oder in öffentlichen Anhörungen favorisieren.
1m Gesetzgebungsverfahren übernehmen die Mitglieder des Ausschusses dit Geset­
zesvorlage, ohne zunächst eine eigene Fbsition kenntlich zu machen. Die Durchfiihrung
von Beratungen. die Anforderung von Stellungnahmen bzw. die EinrekhWlg von
Änderungsanträgen auch der MehrheitsIraktionen geben Hinweise auf den Aufgaben­
und Tiitigkeitsbereich der AusschuB-Agenten. We8e1s vermutet, daS die ..Matme ~ie­

ses Ausschusses an der Nahtstelle zwischen Kapital und Arbeit ein Interessencleanng
häufiger nötig macht als in anderen Politikbereichen" (WeBeIs 1987: 292). Dabei sind
die AusschuBmitglieder um die Abstimmung der Vorlagen bemüht, indem sie sich
auf "bewährte" Kommunikationskanäle berufen.
Die Verbindungen der Entscheidungsträger zu den anderen staatlichen und den pri­
vaten Akteuren können im arbeitspolitischen Kommunikationsnetzwerk dargestellt
werden. Diese Vorgehensweise wird durch die Ergebnisse einer Umfrage der Aus­
schußsekretäre gestützt. Danach wurden als häufigste Gründe für die Durchführung
von Öffentlichen Informationssitzungen ..ein umfassendes und zunehmendes Infor­
mationsbedürfnis der Abgeordneten" und ..die Gewinnung zusätzlichen Rats von
Fachleuten für die Gesetzgebung genannt" (Sekretäre der Bundestagsverwaltung 1987:

lf.).
Das Politikleld-Netzwerk der arbeitspolitischen Kommunikation resultiert aus der
Befragung der 126 arbeitspolitisch relevanten Organisationen, die erstens angaben,
welchen Organisationen sie arbeitspolitisch relevante Informationen senden und zwei­
tens, von welcher Organisation sie wichtige Informationen erhalten. Der ThilaUS5Chnitt
des zusammengelegten Agent-Akteur-Empfänger-Netzwerkes kann als Ausdruck der
(Informations-)Abhängigkeiten der Agenten von den Akteuren oder als Zugang der
Akteure zu den Entscheidungslrägern aufgefaBt werden8. Das Gesamtmodell unter­
scheidet nach dieser Definition die formale Kontrolle staatlicher Entscheidungsträger

Das zweite Grundelement des Coleman-Modells ist die Kontrollmatrix C. Wit X die
Inleresseverteilung eines Akteurs an den Streitfragen i aufzeigt, beschreibt eden
Gesamtumfang der Kontrolle einer Streitfrage i durch die Akteure j.
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zu so%iometrischen Statusmaßen: ein Akteur ist so mächtig. wie andere mächtige
Akteure von ihm abhängen (Kappelhoff 1988: 168f.):

(5) p - pZ oder pr • L Pi Zj'
I

Die MachtmaBe der Koalitionspartner CDUjCSU und FDP wurden in Tabelle 1 zu­
sammengefaBt, da sie ihre Initiativen und Änderungsanträge im Rahmen des Beschäf­
tigungsförderungsgeset%eS zusammen vortrugen. Daneben wurden mindestens 13 Or­
ganisationen von allen vier politischen Agenten als wichtige Informationsgeber ge­

nannt.

TlllKflt J: Macht der am Beschäftigungsförderungsgesetz beteiligten Akteure

(7) V· vW oder Vi' - L Vi Wü',

(6) W· CX oder WIi' - r. CIj Xli' und
j

.161

.145

.095

.084

.082

.069

.060

.055

.048

.047

.032

.023

.023

.019

.018

.016

.015

.008

v-WertNr. Streilfrage
1. Ver1ä:ngerung der Dauer befmteter Arbeitsverträge

13. Verbot unterschied!. Behandlung von TeilZeit und VoIlZeit
11. Verlängerung der Arbeitnehmerüberlassungsfrist
14. Erhöhung des Länderbeittigs bei AB-Maßnahmen
5. Aufhebung Vermilliungsmonopol der BA

15. Änderung der Fristen für Kassenkuren
2. Flexibilisierung der Arbeitszeitgestaltung bei TeilZeit
4. Änderung des Anwendungsbereichs der Lohnfortzahlung

10. Abbau von Sozialplanvorschriften
9. Einbeziehung des Munerschaftsgeldes in der Lohnfortzahlung
7. Höhere Bestrafung bei illegaler Ausländerbeschäfligung
3. Berücksichtigung der TeilZeit-Stunden bei Beschäftigtenzahl
8. Rentenversicherungsbegünstigung für das Alleinhandwerk
6. Reglementierung der Arbeitszeit bei TeilZeit

17. Neuregelung der Beiträge für Lohnfortuhlungsversicherung
18. Änderung des Förderungkalalogs für AB·MaBnahmen
12. Vorrang des Tarifvertrags bei Arbeilszeitlür TeilZeit
16. Änderung des KUndigunguchulzel im Baugewerbe

Die generelle Idee des Modells ist, daß in den meisten Fallen ein Unterschied zwischen
Interessenausrichtung und Kontrollausstattung besteht. Daher besteht der Wert oder
Preis erstens aus der Nachfrage nach Kontrolle über eine Streitfrage und zweitens aus
der Annahme, daB ein Akteur versuchen wird, im Verhältnis zu seinem Interesse
Kontrollanteile zu erwerben (Regel der proportionalen RessourcenaUokation):

Ein weiteres, auf das System oder die Makroebene bezogenes Element wird mit dem
Preis einer Streitfrage ausgedrückt. Der Preis oder Wert der Themen kann aus der

Kontrollverflechtungsmatrix W abgeleitet werden, welche die Verbindung der Streit­
fragen untereinander ausdrückt:

(8) VO-LPiX,
j

Das zentrale Thema der Regierung. die Ausweitung befristeter Arbeitsverhältnisse,
ist auch im Modell das teuerste, gefolgt von dem Verbot der unterschiedlichen Be­
handlung von Voll- und Teilzeitbeschäftigten (Kitlner 1991; 817). Das duale Konzept
der Makroelemente p und v mit dem Verhältnis von effektiver Nachfrage nach Kontrolle
zum Preis oder Wert. der sich wiederum auf die Macht bezieht, ermöglicht unter
GleichgeWichtsbedingungen auch die Berechnung von P durch v:

(9) p-vCoderPj- L ViCij

Tllbell~ 2: Preise der 18 Streitfragen des Beschäftigungsförderungsgesetzes

.052....................................................
.026
.026
.026
.026
.026
.019
.018
.018
.016
.016
,016
.016
.016
.016
,016
.016
.016
.010
.010
.007
.007
.007
.007

p-WertOrganisationsoame
CDU/CSU/FDP.BundestagsIr.tktionen
Bundesminister für Arbeit und Soziales
SPD-Bundesl.l.gsfraktion
Landesvertn!:lung Rheinland·pfalz
Bundesvereinigung der Oeul:schen Arbeitgeberverbände
Hauptgemeinscha/t des Deutschen Einzelhandels
Deutscher Gewerkschaftsbund
Deutsche Angestelltengewerkschaft
Gewerkschaft Nahrung. GenuB, GaslSt;illen
Bundesarbeitsgerneinschafl der Freien WohUahrtspflege
Bundesknappschaft
Bundesverband der Ortskrankenbssen
Bundesverband der Betriebsk~n
Bundesverband der lntIungskTankenkassen
Bundesanstalt fü.- Arbeit
LandesvertrelUng Schleswig.Holstein
Landesvertretung Hambul"ß
Zentralverband des Deutschen Handwerks
Verband der Angestellten-Krankenkassen
Bundesverband Zeitarbeit
GRONE-Bundestagsfraktion
Landesvertretung Bremen
Landesvertretung Bayern
Landesvertretung Baden-Württemberg
Landesvertretung Hessen
Landesvertrelung Niedersachsen
Verband der Privaten Krankenversicherungen
Christlicher Gewerkschaftsbund
Deutscher Beamtenbund
Verband Deutscher Rentenversicherer
Bundesvl!rsichl!rungsanstalt für Angestellte
Industriegewerkschaft Bau, Steine, Erden
Gewerkschaft Handel, Banken. Versicherungen
Landesvertretung Nordrhein·Westfalen
Landesverlretung Saarland
Landesvertretung Berlin
Deutscher Industrie- und Handelstag

Org.-Nr.
CDU/CSU/FDP-BT
8MA
SPD-BT
LVRP
80A
HOE
DG8
OAG
NGG
8AGFW
8K
AOK·BV
Bv8K
BvlK
8A
LVSH
LVHH
lOH
VAK
8,2
GRUE-BT
LY8re
LYBay
LVBW
LVHe
LVNS
PKV
CC8
088
VOR
81A
IGBSE
H8V
LVNRW
lVSaar
LY8erlin
OIHT
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Tabelle J: Angebot und Nachfrage nach Kontrolle der Organisationen über Streitfragen (dji • 100 000)

STREIT FRAGE

, 6 7 • 9 10 n 12 13Org.-Nr. 1 2 3 • 14 15 16 17 18
lOH -203 60 158 7. • 168 135 158 93 93 -30 178 -378 - 219 -181 - 20 -48 -42
HOE -158 -266 -1110 307 -360 .67 _140 .50 340 340 -417 483 - 86 -369 -305 -33 -81 -71
'OA -370 n 239 96 - 22 -83 198 -1110 129 128 -79 271 -298 - 31 33 -33 -81 -71
B,Z 636 -113 - 42 -103 -154 -35 • 78 -42 - .. - .. -178 -29 -271 -151 -130 -14 -35 -30
OlHT -118 -" - 17 - " 675 -14 - 23 - 17 - 35 - 35 - 70 -11 -106 -62 - 51 - 6 -14 -12
BAGFW -708 -266 -1110 -243 .036 -83 -140 -1110 -209 - 210 -417 -67 -636 -369 -305 -33 -81 -71
',IK -708 -266 1366 1223 -360 -83 -140 -1110 1256 - 210 -417 -67 -636 -369 -305 -33 -81 -71
VdA!( -420 -158 - ,. n6 - 214 -'9 - 83 - ,. -124 -125 -248 -'0 -378 - 219 689 -20 822 -42
VOR 140 m - 36 - 87 -129 -30 - 50 357 - 75 - 75 -149 -14 - 227 -132 283 -12 -29 -25
AQK-BV 25 - 266 -1110 ... -360 -83 593 -1110 '24 - 210 -417 -67 -636 -369 42B -33 651 -71
8vBK 14" - 266 -1110 -243 -360 -83 -140 -1110 -209 -210 -417 -67 -636 -369 1893 -33 -81 -71
PKV 1316 -95 - 36 - 87 -129 -30 - 50 - 36 - 75 - 75 -149 -24 -227 -132 -109 -12 -29 -25
'K 391 833 - 1110 856 -360 -83 -140 -1110 -209 -210 -417 -67 -636 -369 794 -33 -81 -71
BA -'20 -158 ,. -I" 439 -49 - 83 - ,. -124 -125 .05 -40 -378 433 -181 -20 -48 611
8EA - 253 42B 36 87 -129 -30 - 50 487 75 - 75 -149 -24 -227 -132 414 -12 -29 -25
OB' 56 - 95 36 87 67 -30 146 36 75 121 -149 -24 - 31 .. 87 -12 -29 171
lGBSE 6 111 24 57 88 -20 - 33 - 24 -50 124 75 -16 -151 - 87 - n 166 -19 -17
CGB 78 79 36 87 46 -30 124 - 36 -75 .. 25 150 - 53 -132 -109 -12 -29 149
OAG -370 n -1110 -243 22 -83 198 239 129 128 79 -67 -298 - 31 33 305 -81 268
HBV 180 '" - 24 - 57 85 -20 - 33 - 24 - 50 m 99 -16 -151 - 87 - n -. -19 -17
NCG 14.. -266 -1110 -243 -360 -83 _140 -1110 -209 - 210 - 4.17 -67 1562 -369 -305 -33 -81 -71
DGB 14" -266 _1110 -243 -360 -83 -140 -1110 -209 - 210 -417 -67 1562 -369 -305 -33 -81 -71
CDU-BT 15 m - ,. -I" -21' 386 - 83 - ,. 311 310 -248 -40 58 - 219 -181 -20 -48 -42
FOP-BT 15 m - ,. -I" - 214 386 - 83 - ,. 311 310 -248 -40 58 - 219 -181 -20 -48 -42
SPD·8T 25 467 -1110 -243 3n -83 -140 -1110 -209 '23 315 -67 'Tl -369 -305 -33 -81 -71
CRO-BT 308 .87 - .0 .. -146 -34 - 57 _ .0 85 510 -170 -27 -258 -150 -124 -13 -33 -29
BMA -... 22 14' 2 -116 162 106 14' 35 34 -173 177 -392 -125 - 60 211 163 174
LV5W -253 95 36 87 -129 -30 50 36 75 75 374 -24 296 391 -109 -12 -29 -25
LVBay - 253 95 36 87 -129 -30 50 36 75 75 '74 -24 296 '91 -109 -12 -29 -25
LV.... -118 " 17 " - 60 -14 23 17 35 35 175 -11 139 183 - 51 - 6 -14 -12
LVBre -286 -107 40 98 -146 -33 56 •0 85 85 42• -27 335 '" -123 -13 -33 -29
LVHH - .20 -158 ,. -I" - 214 -'9 83 ,. -124 -125 622 -40 .93 651 -181 -20 -48 -42
LVHe -253 95 36 87 -129 -30 50 36 75 75 374 -24 296 391 -109 -12 -29 -25
LVNS -253 - 95 36 - 87 -129 -30 50 36 - 75 - 75 374 -24 296 391 -109 -12 -29 -25
LVNRW -118 - " 17 - " - 60 -14 23 17 - 35 - 35 175 -11 139 183 - 51 - 6 -14 -12
LVRP -708 - 266 -1110 -243 -360 -83 _140 -1110 -209 - 210 1068 -67 830 1096 -305 -33 -81 -71
LV' -118 - .. 17 - " - 60 -14 23 17 - 35 - 35 175 -11 139 183 - 51 - 6 -14 -12
LVSH - 420 -158 - ,. -144 - 214 -'9 - 83 - '9 -124 -125 622 - .0 .93 651 -181 -20 -48 -42

Die Makroelemente Macht und Preis geben den Systemakteuren eine Orientierung für (10) Pdiag X - (Vdiag C)T .. D oder dji .. PI Xji - Vi Cij
ihre Interessenreaiisierung. Mit einem Vergleich der effektiven Nachfrage nach und

Im Gleichgewichtentsprechen sich Nachfrage und Angebot eines Akteurs; ein positivesdes Angebots von Kontrollanteilen der Akteure über die einzelnen Streitfragen können
dji zeigt die Überschußnachfrage eines Akteurs an Kontrolle über Streitfrage i, einihre HandlungsmöglichkeHen veranschaulicht werden. Das Angebot an Kontrolle über
negatives dji die Angebotsüberschüsse. an.

ein Thema besteht aus dem Wert aller Kontrollanteile, die von dieser Streitfrage im
In Tabelle 3 besitzen die Arbeitgeberorganisationen und die Gewerkschaften über die

System offeriert werden. Eine hohe Differenz beider Ausgangspunkte zeigt einen
meisten Themen ein konträres Angebots- und Nachfrageprofil. Die Gewerkschaftenprofitablen Tausch an, bei dem sich 0 als die disaggregierte Matrix der Nachfrage
haben besonders hohe Angebotsüberschüsse in der Frage der Ausweitung befristeterund des Angebots, gewichtet mit dem Preis und der Macht lesen läßt:
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Je näher gj bei 1.0 liegt, desto abhängiger ist ein Akteur vom Tausch. Tabelle 4 veran­
schaulicht die höhere Tauschabhängigkeit von privaten Organisationen. Mit Ausnahme
der SPD-Bundestagsfraktion sind die Akteure des Regierungslagers (BMA, CDU-BT,
FDP.Bl), Arbeitgeberorganisationen (BDA, ZDH HDE) und konservative Gewerk­

schaften (DAG, CGB, DBB) insgesamt geringer vom Tausch zum Ausgleich ihrer An­
gebots- und Nachfragedifferenzen abhängig. Ein Maß für den Gleichgewichtszustand
des Systems ohne Tausch ist die Summe ällef Tauschabhängigkeiten der Akteure:

Arbeitsverhältnisse und dem Verbot der unterschiedlichen Behandlung von Voll- und
Teilzeitarbeitnehmern, während die meisten Arbeitgeberverbände bei diesen Themen
Defizite aufweisen. Ein zu den Arbeitgeberverbänden vergleichbares Angebots- und
Nachfrageprofil weisen die Ländervertretungen auf, die allerdings Kontrollanteile bei
dem Thema der Erhöhung des Länderbeitrages bei AB-Maßnahmen nachfragen. 10­
teressanterweise kann die Bundesanstalt für Arbeit (BA) einen Großteil der nachge.
fragten Kontrollanteile bei der Streitfrage nach einer Änderung des Förderungskatalogs
bei AB-Maßnalunen bereitstellen. Aus diesen Angebots- und Nachfragerelationen kann
ein Vergleich der relativen Abhängigkeit Sj der Akteure vom Tausch berechnet werden:

(11) 8l - [t Id;i1Y2Pi

.902

.68'

.855

.842

.834

.826

.811

.748

.698

.684

.'72

.65'

.650

.632

.620

.585

.490

.467

e-Wert
Änderung des Kündigungsschutzes im Baugewerbe
Neuregelung der Beiträge für Lohnfortzahlungsversicherung
Änderung des Förderungkatalogs für AB-Maßnahmen
Berücksichtigung der TeilZeit·Stunden bei Beschäftigtenzahl
Reglementierung der Arbeitszeit bei TeilZeit
Vorrang des Tarifvertrags bei Arbeitszeit für TeilZeit
Rentenversicherungsbegünstigung für das Alleinhandwerk
Höhere Bestralung bei illegaler Ausländerbeschäfligung
Aufhebung Vermittlungsmonopol der BA
Änderung des Anwendungsbereichs der Lohnfortzahlung
Änderung der Fristen für Kassenkuren
Einbeziehung des Mutlerschaftsgeldes in der Lohnfortzahlung
Erhöhung des Länderbeitrags bei AB-Maßnahmen
Abbau von Sozialplanvorschriften
FIexibilisierung der Arbeitszeitgestaltung bei TeilZeit
Verlängef'Ung der Arbeitnehmerüberlassungsfrist
Verbot unterschied!. Behandlung von TeilZeit und VollZeit
Verlängef'Ung der Dauer befristeter Arbeitsverträge

StreitfrageN,.

16.
17.
18.,.,.
12.
8.
7.
5.
4.

15.
9.

14.
10.
2.

11.
13.
1.

Tabelle 5: Tauschabhängigkeit der Streitfragen

Mit der Summe von .626 über alle Akteure wird auf die hohe Tauschabhängigkeit des
Systems verwiesen. Je näher g gegen 0 geht, desto mehr ist das System ohne Tausch
im Gleichgewicht.
Mit demselben Verfahren kann auch dargestellt werden; wieviel Kontrolle schon im
Besitz der an den Streitfragen interessierten Akteure ist.

(13)

Die Summe von .729 über alle Streitfragen bestätigt die Annahme eines Unterschieds
zwischen Interessenausrichtung und Kontrollverteilung. Nach diesen Analysen waren
die meisten relevanten Organisationen nicht ausreichend im Besitz von Kontrolle über
diejenigen Streitfragen, an deren Ausgang sie im Rahmen der Verabschiedung des
Beschäftigungsförderungsgesetzes interessiert waren. Bis hierher konnten ohne
Tauschannahme mit einer Erweiterung des Marktmodells von CoJeman die Macht der
Systemakteure aus den Interesseverflechtungen und die Preise der Streitfragen aus
der Kontrollverflechtung der Themen des Beschäftigungsförderungsgesetzes heraus­
gearbeitet werden. Dabei wurden die Kontrollanteile aus den politischen Mehrheits­
verhältnissen der Agenten und ihren Informationsbeziehungen zu den privaten oder
staatlichen Akteuren berechnet. Die Tauschmöglichkeiten von Kontrollanteilen konnten
mit der relativen Tauschabhängigkeit der Akteure und mit dem Unterschied zwischen
lnteressenausrichtung und Kontrollverteilung aufgezeigt werden. Für die Streitfragen
des Beschäftigungsförderungsgesetzes 1985 kann festgehalten werden, daß das An­
gebot an Kontrollanteilen nicht der Nachfrage entspricht. Akteure sind aber nicht an
Themen, sondern am Ausgang der Streitfragen interessiert. Daher werden sie versu­
chen, sich eine bessere Voraussetzung für die Beeinflussung des Ausgangs zu beschaf­
fen. Für die Prognose dieses Prozesses und des Ausgangs der Streitfragen werden im

.676

.676

.676

.676

.676

.676

.654

.617

.54'
54'
.520
.520
.430
.429
.419
.409
.312
.307
.265

g-WertOrg.•Nr.
LVHe
LVNS
LVNRW
LVRP
LV5
LVSH
BK
AOK-BV
IGBSE
HOE
FDP-BT
CDU·BT
CGB
ZDH
OBB
SPD-BT
OAG
BMA
BOA

.918

.918

.875

.857

.848

.839

.807

.770

.731

.731

.723

.694

.694

.687

.676

.676

.676

.676

.676

g-Werl
BAGFW
DJHT
BvIK
VdAK
BfA
PKV
B.Z
BvBK
GRD-BT
HBV
BA
NGG
DGB
VOR
LVBW
LVBay
LVBerl
LVBre
LVHH

Org.-Nr.

Tabelle 4: Tauschabhängigkeit der Organisationen

(12)
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f I d Abschnitt Tauschhandlungen der Akteure angenommen" die sich auf d~
~t::S::eleitetenTausch gewichteten Zugangs zu den Entscheidungsträgern beZie­

hen.

(14) C*ij. Xji " Pi I Vi

Der Ausgang einer Streitfrage mit ihrer Verabschiedung oder Ablehnung ergib~s~~

anschließend aus den Präferenzen der A~teure (Befürworter und Gegner)., Sprac .SIC

ein Akteur gegen die Verabschiedung einer Streitfrage aus, so wurde sem Antelld,n
. h O· E' tell ngen der Akteure wur enKontrollressourcen negativ gekennzelc net. lese lOS u .

benfalls per Dokumentenanalyse festgestellt und in C· eingetragen. Die Summe aus
• d S . f usgang'C"ij über Streitfrage i prognostiziert dann folgen en trelt ragena .

5. Prognostizierter und tatsächlicher Ausgang der Streitfragen

Das ebnis einer Entscheidung wird nicht nur durch den Wert oder d~e Interessen­
und ~ntrollverteilungbestimmt. Die Grunde1emente X und C beschrel~n da~ Ver­
hältnis von Interesse und Kontrolle vor dem Tausch und ge~n ~terG~.elchgewl~~­
bedingungen wertvolle Hinweise über die Macht der Orgarusationen, uber den :
oder den Wert einer Streitfrage und die Unausgeglichenheit von A~gebot ~nd Nac -

d 11 h (Ka pelhoff 1988' 172). Faßt man die Entscheidungsfmdung alsfrage vor em ausc p. .. kt f
. d . h P ··ß mit am Preis und an der Macht onenher!en A euren au ,emen ynamlsc en ro,"", . R

bedarf es weiterer Verhaltensannahmen als der Regel der proportionalen esso.urc~n­

allokation. Mit der probabilistischen Entscheidungsregel, die jedem Kon.kollantell seme

häl· ...,~~::nige Wahrscheinlichkeit zur Beeinflussung des Entscheidungsresultats
ver u"",llWU> • hI (Coleman 1973: 88f.).
• ·•••'··umt werden stratogische Interaktionen ausgesc ossen

... , . . 1 dgül· tige Kontrolle unter
O ·bt C* die Gleichgewichtslösung an oder wlevle en .

ann ß1 . .. Vi hältnis semem lnter-Gleichgewichtsbedingungen Akteur j über Streitfrage I Im er zu
esse, seiner Macht und dem Preis der Streitfragen erworben hat:

Nach dieser Prognose müBte die Hälfte der 18 Streitfragen gescheitert sein. Besonders
negativ wären die 'Themen für einen höheren Länderbeitrag bei Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen. im Bereich der Verlängerung der Arbeitnehmeruberlassungsfristen. dem
Verbot einet lU'\tcrschiedJichen Behandlung von Teil- und Vollzeitbeschäftigten und
der Neuregelung der Kassenkurenfristen ausgefallen. Die Beriicksichtigung der Stun­
denzahl von Tei.lzeitbesch.äItigten bei der Feststellung der Beschäftigtenzahl eines Un­
ternehmens, die Änderungen des Kündigungsschutzgesetzes im Baugewerbe und des
Förderungskatalogs bei AB·MaBnahmen müßten im Rahmen des Beschäftigungs!ör.
derungsgeselzes problemlos verankert Worden sein.
Zur Überprüfung der Resultate wurden die einzelnen Beschlüsse des Ausschusses
herangezogen. Erlolg oder MiBerfolg einer Streitfrage wird anhand der inhaltlichen
Änderungen des Ausschusses bzw. deren Einbringung in die zweite und dritte Lesung
im Bundestag bewertet, Im einfachsten Fall wird der Mißerfolg eines Themas durch
seine Nichtberücksichligung im weiteren Gesetzestext ausgedrückt, wie es zum Bei.
spiel mit der Streitfrage um die Verlängerung der I<assenkurenfristen geschah. Die
Beurteilung der Vorhersagequalität des Modells wird demnach auf die komplexen
Inhalte eines Gesetzestextes erweitert, Hierzu wurde die Gegenüberstellung des ..gel_
tenden Rechts" mit dem Gesetzentwwf der Bundesregierung herangezogen (Deutscher
Bundestag 1985: Drucksache 10/3206).

Beispielsweise wurde bei der Fmanz.ierung in Paragraph 96 Abs. 2 des AFC ein höherer
Länderbeitrag gefordert, den der Bundesrat schon in seiner Stellungnahme aufgrund
der angespannten Haushalislage der Kommunen_ und Länderkassen ablehnte. Diese
Streitfrage (14) weist den höchsten negativen Wert im Modell auf. Ihr Mißerfolg wurde
vom Ausschuß mit der ersatzlosen Streichung des Paragraphen umgesetzt. Innerhalb
der Änderung des AFG wurde auch das Thema einer höheren Bestrafung bei illegaler
Ausländerbeschäftigung (7) behandelt, dessen Ausgang negativ prognostiziert wird.
Eine Gegenüberstellung des ngeltenden" Rechts und des Regierungsentwurfs macht
das Resultat plausibel:

In Paragraph 227a Abs. 1 lautet die Rechtslage vor dem Regierungsentwurf wie folgt:
..Wer als Arbeitgeber einen nichtdeutschen Arbeitnehmer, der eine nach Par. 19 Abs.
1 Satz 1 erforde.rliche Erlaubnis nicht besitzt, zu Arbeitsbedingungen beschäftigt, die
in einem auffälligen MiBverhältnis zu den Arbeitsbed.ingungen stehen,. die die gleiche
oder eine vergleichbare Tatigkeit ausüben, wird mit einer Freiheitsstrafe bis zu drei
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft". Nach Abs.2 ist ..In besonders schweren Fallen
die Strafe eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. Ein besonders
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Tater gewerbsmäßig oder aus grobem
Eigennutz handelt...

Der Regierungsentwurf faßte lediglich beide Absätze in Par. 227a Abs. 1 zusammen:
"Wer als Arbeitgeber einen nichtdeutschen Arbeitnehmer, der eine nach Par, 19 Abs,
1 Satz 1 erforderliche Erlaubnis nicht besitzt, zu Arbeitsbedingungen beschäftigt, die
in einem auffälligen Mißverhältnis zu den Arbeitsbedingungen deutscher Arbeitneh­
mer stehen, die die gleiche oder eine vergleichbare Tatigkeit ausüben. wird mit Frei­
heitsstrafen bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. In besonden schweren
Fällen ist die Strafe eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünfJ~ ein

besonders schwerer Fall liegt in der Regel vo.r, wenn der Tater gewerbsmäßig oder
aus grobem Eigennutz handelr.

1.000
1.000
1.000
.64'
.m
.2fJl
,185
.153
.018

-.070
-.081
-.154
-.323
_.400

-.448
_.647

-....
-.!IU

Streitfrage . .. ,
8eriicksW:htigung der TeilZf:it-Stunden bei 8e5c:häftigtenzah]
Änderuns des Kündigung.sschutzes im &ugewerbe
Änderung des Förderungkau.Jogs fiir A8-MaBna~n
Aufhebung Vermitllungsmonopol der ~A _ . .
Vorrang des Tarilvenrags bei Arbeitsl:elt fur TeilZeit.
Neuregelung der Beiträge ~ür ~~on~hl.ungsverslCherung

Reglemenlierung der Arbeltsull bei TeilZeit
Änderung des Anwendungsbereichs der.lohnt~,rlzahlung

Verlängerung der Dauer befri~teter Arbellsvenrage
Abbau von Sozialplanvorschrilten
Einbeziehung des Mutlerschaftsgeldes in der Lohntonzahlung
Änderung der Frislen für ~uren .
Rentenversicherungsbegünsligung für das AIIe~~dwerk
H-h 8e>trafung bei il.....ler Auslinderbeschäfugungo ere ~c . ..., '!Ze.
F1exibilisierung der Arbeitsuitgeslilllung bei lei It .

~rbot unterschied.. Behandlung von TeilZeit ~nd Vol.IZell
Verlingerung der Arbeitnehmerüberlassungsfnst
Erhöhung des Underbeitraßs bei A8-MaBnahmen

N<
3.

16.
18.

5.
12
17.

6.
4.
1.

10.,.
15.
8.
7.
2

13.
11.
14

TlIbdle 6: Ausgang der 18 Streitfragen
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Die identische Abfassung des ..alten" und .. neuen" Paragraphen würde schon ausrei­
chen. das Scheitern der ..höheren Bestrafung illegaler Ausländerbeschiftigung" zu
belegen. Der Regierungsentwurf geht jedoch in Abs. 2 mit der Einscluinkung der
Höchststrafe in besonders schweren Fallen darüber hinaus:

..Wer als Arbeitgeber
1. gleichzeitig mehr als fünf nichtdeutsche Arbe:imetuner. die eine nach Paragraph 19

Abs.l Satz 1 erforderliche Erlaubnis nicht besitzen. mindestens dreiRigKalendertage

beschäftigt
od.,
2. eine in Par. 229 Abs. 1 Ne. 2 bezeichnete vorsätzliche Zuwiderhandlung beharrlich

wiederholt,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. Handelt der
'täter aus grobem Eigennutz, ist die Strafe eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder

eine Geldstrafe," .
Auch in der Frage nach einern Verbot der unterschiedlichen Behandlung yon Voll· und
Teilzeitbeschäftigten (Streitfrage 13) können ähnliche Tendenzen ausgemacht werden.
Wahrend der Entwurf der SPD-Fraktion die Beweislast im BenachteiligungsJül dem
Arbeitgeber aufbürden und explizit die gleiche Behandlung un~ Vergütung v~ VOU~
und Teilzeitbesc:häftigten festschreiben wollte. eröffnet der Regierungsentwurf m Pa­

ragraph 2 erst die Möglichkeit einer gesetzlich festgeschriebenen unte~edl.ich~
Behandlung von Teil- und Vollzeitbeschäftigten: .Der Arbeitge~~darf eJl\e~ teIIz~~t~

beschäftigten Arbeitnehmer nicht wegen der Teilzeitarbeit gegenuber vol~eltbe~häf­
tigten Arbeitnehmern unterschiedlich behandeln, es sei. denn. da~ sachhc~Gru~de
eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigen". Da diese sachlichen Grunde nicht
weiter spezifiziert werden. wird mit diesem Passus die unterschiedl.iche Behand~ung

legalisiert und auch der negative Ausgangswert für die Streitfrage fmdet nach dieser

inhaltlichen Betrachtung seine Bestätigung.
Insgesamt werden mit den Modellresultaten der Ausgang von 16 der insgesamt 18
Streitfragen exakt vorausgesagt (König 1992a: 206-212). Der negative Ausgang v~n

Streitfrage 11 kann nicht genau nachvollzogen werden. Die einzige Rechtfertigung fur
ihren MiBerfolg gegenüber dem ursprünglichen Entwurf wäre seine zeitliche Begren­
zung. Ansonsten übernahm der Ausschuß in wesentlichen Teilen die Rentenversich:
rungsbegünsligung im Allein-Handwerk. Eine Streitfrage. die im Rahmen der Anbo­
rung zum Beschäftigungsförderungsgesetz diskutiert wurde, findet ~ ee:etzestext

keine Berücksichtigung: Der im Modell bestätigte Erfolg der Gegner emer Anderung
der Kassenkurenlristen wird in vollem Umfang durch die Nichtberücksichtigung dieses

Themas im Beschäftigungsförderungsgesetz ausgedrückt.
Am 17.04.1985 wurde die BeschluBempfehlung des Ausschusses für Arbeit und So­

zialordnung abgefaßt. Der vom Ausschuß in wesentlichen Punkten veränderte Gesetz­
entwurf zum Beschäftigungsförderungsgesetz wurde am 19.04.1985 in die zweite Le­
sungdes Bundestags eingebracht und inderdritten Lesung. dieamselben TagstaUfand.
ohne weitere Korrekturen in namentlicher Abstimmung verabschiedet. Der Bundesrat
gab eine Woche später ohne Einwände seine Zustimmung. und mit der Verkündung
im Bundesgesetzblatt wurde das Beschäfligungsförderungsgesetz 1985 am 30.04.1985

implementiert (Bundesgesetzblau 1985: nOf.).

llJ. Fazit

Die vorliegende Untersuchung ging von der Folgerung aus, daB kollektive Entschei­
~unge~ e~ ProcI.ukt von komplexen Interaktionen staatlicher und privater Organisa­
Iionen 10 emem Politikleld sind. Das Resultat längerfristiger Kooperationen und Kon­
frontationen über mehrere Fblicies sind Akteurkonstellationen, die über Positionen in
unterschiedlichen Netzwerken eines Fblitikleldes konzeptionalisiert werden können..
Zur Erfassung dieser.Posit~o~nwurden ineinem ersten Schritt die in der Arbeitspolilik
n:levanten Akteure IdenhflZlert und nach ihren gegenseitigen Beziehungen befragt.
Emen besonderen Stellenwert für die Beeinflussung kollektiver Entscheidungen besit­
ze.n Infor.mationsbeziehungen zu den zuständigen Entscheidungsträgern oder Agenten
mit "votmg power". Formale Entscheidungsträger, wie beispielsweise die Mitglieder
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung. sind danach zur Abstimmung der
Vorlagen auf bewährte Informationskanäle angewiesen. Allerdings zeichnen sich weit­
gefaBte Politikbereiche wie das ft:llitikfeld •Arbeit' durch eine groBe Anzahl von rele­
vanten Akteuren aus, deren Aktionen gegenseitig in Rechnung gestellt werden müssen.
Wie ~ich diese lnteraktionen auf den Entseheidungsprouß einer konkreten ft:llicy
auswirken, wurde am Beispiel des Beschäftigungsförderungsgesetzes 1985 analysiert.
Als Arena der Verhandlungen wurde der federführende Ausschuß für Arbeit und
SoziaIordnung identifiziert. in dessen Beratungen die Änderungen der Wichtigsten
Regelungen vorgenommen wurden. Damit wird auch die Feststellung von einem
generellen Bedeutungszuwachs der Fachausschüsse im Parlamentarismus der Bun­
d~srepublik bestätigt (Schültemeyer 1989: 1159). Aus Sicht der Interessengruppen
~Ieten.in diesem Stadium des Gesetzgebungsprozesses Öffentliche Anhörung die Mög­
lIchkeit, das Erreichte zu sichern oder aber ihre Interessen in den Entscheidungsprozeß
einzubringen (Appoldt 1971: 62).

~.ur Analyse der Interessenverflechtungen der an den Regelungen des Beschäftigungs­
forderungsgesetzes involvierten Akteure wurde ein Marktmodell des Thuschs von
Zugang zu den Entscheidungsträgem vorgestellt. Theoretisch entspricht die Verwen­
d~n~ eines Markt- oder Thuschmodells der inhaltlichen Abgrenzung eines Systems,
die Sich aus dem gemeinsamen Bezugspunkt herleitet und die Abhängigkeit der Ak­
teu~.voneinander verdeutlicht. Mit der Abhängigkeit werden die Marktgegebenheiten
deluuert und sie ist somit eine wichtige Voraussetzung fiir die Annahme von Ressour­
centausch.

Bei der Prognose des Ausgangs der Themen wurde deutlich, daß die in Gesetzestexten
abge~~ßtenStreitfragen einer genauen inhaltlichen Analyse unterzogen werden müs­
sen. Uberschriften, wie zum Beispiel das Verbot der unterschiedlichen Behandlung
von.Voll_ und Teilzeitbeschäftigten. können keinerlei Hinweise über den Ausgang einer
Streltf~agegeben. Erfolg oder Mißerfolg bei der Verabschiedung einer Streitfrage hän­
g~n Vielmehr von der konkreten Formulierung ab, deren juristische • Verpackung"
el.ne Beurteilung erschwert. Hier zeigen sich auch die Vorzüge des Modells: Die über
die .Dokumentena~ysegewonnen Interessen der Akteure reduzieren selbst komplexe
Arhkelgesetze wie das Beschäftigungsförderungsgesetz auf seine thematischen
Schwerpunkte. Anstelle des auBenstehenden Betrachters übernehmen die Rechts-- und
SoziaJabteilungen ~er relevanten Organisationen die Aufgabe. die Auswirkungen ein­
zelner Gesetzesarhkel und -abschnitte zu überprüfen bzw. zu bewerten_ Die Doku-
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mentenanalyse vermeidet zudem Dissonanzreduktionen. die bei einer ex-post Erhe­
bung von ehemaligen Präferenzen auftreten können.
Die im Modell aus den Interesse- und Kontrollverflechtungen unter Gleichgewichts­
bedingungen abgeleiteten Makroelemente Preis und Macht gaben wichtige Informa­
tionen über den Wert einer Streitfr.J.ge und die AbhängigkA!it eines Akteurs im Ge­
samtsystem. Auf dieser Basis konnte für die Regelungen des 8eschältigungslOrde­
rungsgesetzes gezeigt werden. daß die Interesse- nicht der Kontrollverteilung gleich­
kam bzw. die Differenz zwischen Angebot an und Nachfrage nach KontroUanteilen
einen profitablen Tausch versprach:
Die Resultate sprechen aber auch fiir den zweiten Modellausgangspunkt. die Koo­
trollmatrix C. Ihre Operationalisierung erfolgte über den TeilaussduUtt des Empfan­
ger-Sender-Kommunikationsneuwerks. Danach üben zwar Agenten.. wie die Mitglie­
der des Ausschusses für Arbeit und Soz.ia1ordnung.. direkte Entscheidungsgewalt bzw.
ihrer Sit2.verteilung entsprechende Kontrolle aus. Die Agenten werden jedoch von den
Akteuren zur Interessenrealisierung durch das Empfangen von lnformationen instru­

mentalisiert.
Für die Entscheidungsprognose müssen weitere Verhaltensannahmen wie die Regel
der proportionalen RessourcenaUokation und die probabilistische Entscheidungsregel
hinzugezogen werden. Danach tauschen Akteure preisgeleitet den Zugang zu den
Agenten, der ihnendie beste Realisierung ihrer Interessen verspricht. Politischer Tausch
kann daher nicht als reine Metapher, sondern als Tausch von Zugang zu politischen

Entscheidungsträgern erklärt werden (Pappi 1990: 158).

.....nmerkungen

1 Etwas aJlgemeiner lormuliert werden im kollektiven Entseheidungsproz.eB aTbeitspoUtische
Streitfragen beha.ndelt, wekhe die industriellen Beziehungen ab Verhältnis von Kapital und
Arbeit regulieren und im Berekh des Arbeits- und Sorialrechts in die Ressourcenverteilung
zwischen diesen Produktionsfaktoren eingreifen.

2 .Multiple Eliten· (KAoke 1981: 386ft.) oder die .m.anagerial perspective· (Alford/Fri~~
1985: 161-268) sind innerhalb des breiten Feldes der Wirtschaftssoziologie und der politi­
schen Soziologie die geläufigsten Konzeptionen der E1itelorschung. Danach wird das poli­
tische und wirtschaftliche System moderner Industriegesellschaften als Komplex lormaler
Organisationen betrachtet, die untereinander um knappe gesellschaflliche Ressourcen und
deren kollektive Allokation konkurrieren.

3 Wegen der Bedeutung unterschiedlicher institutioneJler Arenen (Gesetzes- oder Verord·
nungsweg bzw. Gerichtsurteile) wurde die öffentliche Aufmerksamkeit, die de/initionsge­
mäB für die Auswahl einer Streitfrage oder Issues relevant ist, anband von Spezialpublika­
tionen ausgemacht. Die Vereinigungsmenge der aus diesen Quellen (Cesetzesinitiativen.
Das Parlament, Jahresberichte der BOA und die Mitbestimmung aktuell) geWOlUlenen
Themen bildete die Grundgesamtheit der Issues. .

4 Im amerikanischen Politikield .EnergieMkonnte der Ausgang der acht überprüften Ereig­
nisse bestätigt werden. Allerdings fielen die Vorhersagen im Politikfeld MGesundheitM
unbefriedigend aus. Dies lag daran, daS diejenigen Akteure, die Ressourcen zur Beeinflus­
sung des Ausgangs der Ereignisse mobilisierten, tatsäet....ich weniger Erfolg hauen, als ihnen
vom Modell vorausges.agt wurde. Zusammengefaßt kann dies darauf zurückgeführt wer­
den. daS du RM5 die Rolle und den Einfluß der Res.sourcen·Mobilisierer überschätzt
(laumann/Knoke/Kim 1987: 365f.).

5 Die dazu notwendige Berechnung der im Coleman·Modell separat zur Interessenmatrix
behandelten Kontrollmatrix C der Akteure j über die ~ignisse i, die Auskunft über die

J(ontrollverhältnisse vor dem Tausch gibt, wird mit einer Regression der im Verhältnis zur
Macht gewichteten Interessen als una.bhängige Variable durchge/ührt. Dies bedeutet, daS
die Elleklivilät der Kontrolle eines Ereignisses durch einen Akteur k größer ist, wenn mehr
mächtige und/oder interessierte Akteure direkte Kontrolle ihm zurVerfügung steUen. Diese
Annahme wird selbst von den Verfassern als u,utologisch bezeichnet (LaUD'WU1/JCnoke/
Kim 1981: 355).

6 Auch die MehrheitHnl$(:heidungsregeL rnit deren Hil/e progn05t!zierter Erfolg oder MiJ..
erfolg anschließend ausgedrückt wird, entspricht nicht unbedingt den Coleman-ModeUan_
nahmen der proportionalen R('$$Ourcenallokation und der probabilistischen Enbcheidungs­
~el. Bei beiden Modellen dürfte dann rati.onales Handeln eher von strategischen Überle­
gungen geprigt sein, deren Darstellung mit spieltheoretischen Ansitzen erfolgen mUite.

7 Neben den in dieser Analyse verwendeten relativen StimmMtteilen der Agenten können
deren forffi,ille Machtpositionen auch mittels spiehheoretischer Mxhtindi.zes ausgedrückt
werden. Eine Ge&enüberstelJung der nlativen Stimmanteile mit dem Banzhal-, Johnten-,
Shapley- und Hoede-lndices erbrachte in dieser Analyse geringe Änderungen der Macht·
positionen, aber keine wesentlichen Unterschiede in der Prognose des Ausgangs der Streit­
fragen. Daher wird hier auf eine Thematisierung verzichtet.

8 Zu diesem Zweck wurde in einem ersten Schritt dasSender·Netzwerk transponiert und über
das Empfänger-Netzwerk gelegt. Die Spalten der Matrix geben AufschluB, von wem eine
Zeilenorganisation angab, wichtige arbeitspolitische Informationen zu erhalten und/oder
eine Spaltenorganisalion anmerkte, wichtige Informationen zu senden (König 1992a:99­
117). Der Empfängerposition von Agent k im Informatiol15netzwerk entspricht auch der
inhaltliche Stellenwert von Anhörungen, die von den AusschuBmitgliedern zur Informa·
tionsbeschalfung einberufen werden können.
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